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ßer sei. Sie werfen Babiš vor, auf
diese Weise von EU-Subventionen
zu profitieren, über deren Vergabe
er als Regierungschef zugleich
mitentscheidet. Der Gründer der
populistischen Partei ANO ist seit
2017 Ministerpräsident. > DPA

Babiš ist Gründer eines umfang-
reichen Firmengeflechts, das er
vor drei Jahren an zwei Treuhand-
fonds übergeben hatte. Kritiker
wie die Organisation Transparen-
cy International wenden ein, dass
er immer noch der wahre Nutznie-

über den EU-Haushalt verhan-
deln dürfe. Sollten sich diese Kon-
flikte bestätigen, müsse Babiš ent-
weder zurücktreten, seine Ge-
schäftsanteile verkaufen oder dür-
fe keine öffentlichen Gelder mehr
erhalten.

ren, ob Gelder zu Unrecht an
Babiš’ frühere Firmen ausgezahlt
wurden.

Das EU-Parlament hatte am ver-
gangenen Freitag in Brüssel gefor-
dert, dass Babiš wegen möglicher
Interessenkonflikte nicht mehr

politische Druckausübung auf
unabhängige Ermittlungen ver-
standen werden, sagte der Multi-
milliardär vor Kurzem der Agen-
tur CTK. Es fehlten konkrete Be-
weise. Die EU-Kommission prüft
derzeit in zwei laufenden Verfah-

Der tschechische Ministerprä-
sident Andrej Babiš hat eine kri-
tische Resolution des EU-Parla-
ments zu seiner Person zurück-
gewiesen. Dies könne als Einmi-
schung in die inneren Angele-
genheiten seines Landes und als

Blick ins Nachbarland: Streit um Vergabe von EU-Subventionen

Tschechischer Regierungschef weist Kritik des EU-Parlaments zurück

gewährleistet, weshalb die ein-
schlägigen technischen Regelwer-
ke keine Vorgaben zum Korrosi-
onsschutz der Bewehrung treffen.

Ziel der ausschreibenden Stelle
war es hier, eine Korrosion der
Bewehrung im Hinblick auf de-
ren Tauglichkeit, Sicherheit und
Wartungsfreiheit auszuschließen.
Dieses Ziel wird für einen fach-
kundigen Bieter sowohl durch
Angebote in Ortbetonbauweise
als auch in Fertigbetonbauweise
erreicht. Anders wäre dies nur
dann zu beurteilen, wenn in der
Ausschreibung eine „gesondert
korrosionsgeschützte Beweh-
rung“ oder eine „über die Beton-
überdeckung hinausgehende kor-
rosionsgeschützte Bewehrung“
verlangt worden wäre, so der hes-
sische Vergabesenat.
> HOLGER SCHRÖDER

Der Autor ist Fachanwalt für Vergabe-
recht bei Rödl & Partner in Nürnberg.

in den Beton eingelegt wird. Hier-
bei können sich sogenannte wilde
Risse oder Scheinfugen bilden,
durch die Feuchtigkeit bis zur Be-
wehrung vordringen kann. Der
Korrosionsschutz der Bewehrung
wird daher im Wesentlichen durch
die Verwendung korrosionsresis-
tenter Bewehrungsmaterialien,
wie Edelstahl oder ummantelte
Elemente (zum Beispiel PE) ge-
währleistet.

Schutzeinrichtungssysteme aus
Betonfertigteilen hingegen beste-
hen aus Einzelelementen, die in
Werkhallen bei optimalen Rah-
menbedingungen (beispielsweise
Temperatur, Schalung, Betongü-
te) gegossen werden. Der innen-
liegende Bewehrungsstahl wird
dabei vollständig mit Beton um-
schlossen. Das Problem der Riss-
oder Fugenbildung ist deutlich
minimiert. Der Korrosionsschutz
wird somit durch den ihn voll-
ständig umschließenden Beton

im Streit stehende Position abge-
stellt werden. Die speziellen An-
gaben sind dann in Verbindung
mit den anderen Angaben im LV
und den übrigen Vertragsunterla-
gen unter Einbeziehung der tech-
nischen Normen und des Stands
der Technik als sinnvolles Ganzes
auszulegen. Bei Leistungsmerk-
malen von technischen Ausstat-
tungen kommt es im Zweifel da-
rauf an, dass deren ordnungsge-
mäßer Betrieb gesichert ist.

Aus der maßgeblichen Sicht ei-
nes verständigen fachkundigen
Bieters ergab sich im vorliegenden
Fall, dass entweder eine Schutz-
einrichtung durch Betonfertigteil-
elemente oder in Ortbeton ange-
boten werden konnte. Die Positi-
on 01.00.0010 des LV war unter
Berücksichtigung der Techni-
schen Kriterien für den Einsatz
von Fahrzeugrückhaltesystemen
bezüglich der Ausführung in Ort-
beton oder als Betonfertigteil sys-

gen, mit den einschlägigen Be-
schaffungsleistungen vertrauten
Bieter abzustellen. Entscheidend
ist daher, wie ein branchenkundi-
ger und mit der ausgeschriebenen
Leistung durchschnittlich vertrau-
ter Unternehmer, der über das für
die Angebotsabgabe notwendige
Fachwissen verfügt und das LV
sorgfältig liest, die Leistungsbe-
schreibung verstehen kann. Ein
Bieter muss sich bei der Auslegung
des LV immer fragen, was die Ver-
gabestelle aus ihrer Interessenlage
heraus wirklich gewollt hat. Sofern
er ernsthaft daran zweifelt, ob sei-
ne Auslegung tatsächlich dem Wil-
len der Vergabestelle entspricht,
muss er diese Zweifel gegebenen-
falls durch eine Anfrage beim öf-
fentlichen Auftraggeber klären.
Dem Wortlaut der Ausschreibung
kommt dabei eine vergleichsweise
große Bedeutung zu.

Bei der Leistungsbeschreibung
muss daher zuerst auf die konkret

Mit europaweiter Bekanntma-
chung hat ein öffentlicher

Auftraggeber die Montage von
Schutz- und Leiteinrichtungen an
einer Bundesautobahn im offe-
nen Verfahren gemäß VOB/A-EU
ausgeschrieben. Unter der Positi-
on 01.00.0010 des Leistungsver-
zeichnisses (LV) war unter ande-
rem wörtlich gefordert: „Schutz-
einrichtung (SE) im Mittelstreifen
einschließlich erforderlicher sys-
tembedingter Arbeiten herstellen;
Regelquerschnitt nach Unterla-
gen des Auftraggebers; SE nach
den Technischen Kriterien für
den Einsatz von Fahrzeugrück-
haltesystemen in Deutschland;
SE aus Beton; Aufhaltestufe min-
destens H2; Wirkungsbereichs-
klasse maximal W3; Anprallhef-
tigkeitsstufe maximal C; Schutz-
einrichtung mit korrosionsge-
schützter Bewehrung; Aufstellung
auf vorhandener Asphaltdeck-
schicht.“ Die vorgenannten Tech-
nischen Kriterien unterscheiden
hierbei zertifizierungsfähige
Schutzeinrichtungen (zum Bei-
spiel Betonfertigteile) und alter-
nativ Ortbetonschutzwände, für
die Anerkennungsurkunden vor-
gelegt werden müssen.

Betonfertigteile offeriert

Der öffentliche Auftraggeber
wollte das Angebot bezuschlagen,
das die Schutzeinrichtungen als
Betonfertigteile offerierte. Dage-
gen wandte sich ein unterlegener
Bauunternehmer, der Beton-
schutzwände in Ortbetonbauwei-
se anbot. Er war der Ansicht, dass
nur seine angebotene Bewehrung
mit einer PE-ummantelten Stahl-
litze im Ortbeton der ausgeschrie-
benen korrosionsgeschützten Be-
wehrung entsprach. Ohne Erfolg.

Das Oberlandesgericht Frank-
furt (Beschluss vom 5. November
2019 – 11 Verg 4/19) ist der An-
sicht, dass hier sowohl ein Angebot
in Ortbetonbauweise als auch ein
Angebot in Betonfertigteilweise
den Vorgaben des LV genügen.
Maßgeblich für das Verständnis
der Vergabeunterlagen ist der ob-
jektive Empfängerhorizont der po-
tenziellen Bieter. Dabei ist auf ei-
nen verständigen und sachkundi-

Oberlandesgericht Frankfurt zur Auslegung von Leistungsverzeichnissen

Das Marktverständnis zählt

temoffen formuliert. Damit war
die Frage zu klären, ob ein ver-
ständiger Bieter die Leistungsvor-
gabe nach einer „Schutzeinrich-
tung mit korrosionsgeschützter
Bewehrung“ so verstehen konnte,
dass damit Betonschutzwände aus
Fertigteilen von der Angebotsab-
gabe ausgeschlossen werden soll-
ten, weil sie über keinen geson-
derten Korrosionsschutz der
Stahlbewehrung verfügen. Einem
fachkundigen Bieter ist das Ver-
fahren zur Herstellung von
Schutzeinrichtungen aus Ortbe-
ton und Betonfertigteilen aller-
dings bekannt, so die Frankfurter
Richter. Er kennt dementspre-
chend die herstellerbedingte un-
terschiedliche Korrosionsanfällig-
keit von Ortbeton und Betonfer-
tigteilen. Betonschutzwände in
Ortbetonbauweise werden aus fri-
schem Beton an der Baustelle aus
einem Stück gegossen, bei dem die
Bewehrung während des Gießens

Um die Vergabe von Montageleistungen von Schutz- und Leiteinrichtungen an einer Autobahn gab es Streit. FOTO: SCHWEINFURTH


